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INTERNATIONALE ARBEITSTEILUNG

Herausforderung für UNCTAD V
Wilfried Lütkenhorst, Bochum*

Dem Themenkreis „Protektionismus und Marktzugang“ wird auf der V. Welthandelskonferenz (UNCTAD) 
ein hoher Stellenwert zukommen. Auch bei diesem Tagesordnungspunkt werden die Industrie
länder vermutlich auf der Anklagebank sitzen. Als Advokaten marktwirtschaftlicher Regelungen auf den 
internationalen Rohstoffmärkten und zugleich als Initiatoren protektionistischer Maßnahmen auf den 
Industriegütermärkten müssen sie sich den Vorwurf gefallen lassen, daß die Verfolgung von Eigen
interessen das einzige Konsistenzkriterium ist, dem ihre Strategie genügt. Sind tatsächlich Arbeits
plätze in den Industrieländern durch eine verstärkte Integration der Entwicklungsländer in die Welt
wirtschaft bedroht?

Die Importe der OECD-Staaten aus Entwick
lungsländern sind im Zeitraum 1970-76 mit 

26%  jährlich stärker gestiegen als die Gesamt
importe der OECD-Länder, die nur um 18%  jähr
lich Zunahmen. Dennoch besteht kein Anlaß, das 
Ausmaß dieses sogenannten Importdrucks aus 
Entwicklungsländern vorschnell zu dramatisieren. 
Aus Tabelle 1 ist zu ersehen, daß

□  der Entwicklungsländeranteil an den gesamten 
Industriegüterimporten der OECD sich zwar in 
den letzten 15 Jahren mehr als verdoppelt hat, 
m it 10,6%  (1977) aber immer noch gering ist,

□  sich die Industriegüterimporte aus Entwick
lungsländern schwerpunktmäßig auf einige weni
ge Sektoren konzentrieren: Nur in den Bereichen 
Holzverarbeitung, Textilien, Bekleidung sowie Le
der, Reiseartikel und Schuhe überschreiten sie 
20%  der gesamten Industriegüterimporte, womit 
sie natürlich nur einen wesentlich geringeren An
teil am inländischen Konsum dieser Güter er
reichen.

Auffallend ist dabei die starke Konzentration der 
Industriegüterimporte auf die sogenannten 
Schwellenländer, die je nach Abgrenzung dieser

* D ieser Aufsatz faßt T e ile  e ine r Forschungsarbeit zum Nord- 
Süd-D ia log  zusammen, d ie  am Ins titu t fü r Entw icklungsforschung 
und E n tw ick lungspo litik  der R uhr-U niversitä t Bochum durchgeführt 
w urde. Vgl. K. G l a u b i t t  / W .  L ü t k e n h o r s t :  Elemente 
e in e r neuen W eltw irtschaftsordnung, Tübingen, Basel 1979.
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Länderkategorie zwischen 55%  (sechs Länder) 
und 78%  (elf Länder) der entsprechenden Expor
te auf sich vereinigen. Dem entspricht anderer
seits die Tatsache, daß die am wenigsten entwik- 
kelten Länder (LLDCs) zusammen lediglich einen 
Anteil von 1,3% (!) an den Industriegüterexporten 
der Entwicklungsländer erzielen konnten.

Tabelle 1
Struktur der Industriegüterimporte der OECD  

aus Entwicklungsländern
(in %)

Güterkategorien

A nte il der Entw ick
lungsländer an den 
G esam texporten der 

OECD

Ante il der Schwellen
länder an den OECD- 

Im porten aus a llen  Ent
w ick lungsländern  (1977)

1963 1977
Schwellen
länder (I)

Schwellen
länder (ll)

Chem. Erzeugnisse 5,5 4,8 25,0 50,0
Kautschukprodukte - 8,2 24,4 100,0
H olzverarbeitung 33,3 30,4 57,2 78,6
Papier- u. 
Pappeerzeugung u 
-Verarbeitung 2,7 66,7 100,0
Textilien 17,5 20,7 33,3 57,0
N icht-m eta llische
M inera lp rodukte 5,6 10,9 26,6 42,2
Eisen und Stahl 2,4 6,8 29,4 70,6
M eta llerzeugnisse - 8,4 64,3 90,5
N icht-e lektrische
Maschinen _ 3,3 36,4 84,8
E lektr. Maschinen 
u. Zubehör _ 14,5 76,6 86,2
Transportm itte l 1,8 3,1 25,8 90,3
Bekle idung 20,0 48,2 64,7 80,9
Leder, Reiseartike l,
Schuhe 20,0 38,9 56,8 78,4

Industrieerzeugnisse
insgesamt
außer M eta lle  5,1 10,6 54,7 78,3

Schwellen länder I: B ras ilien , M exiko, Hongkong, S ingapur, Süd
korea, Taiwan.
Schwellen länder II : zusätzlich G riechenland, Jugoslaw ien, Portu
gal, Spanien, Türke i.
Q u e l l e :  E igene Berechnungen nach unveröffentlichten Daten 
der OECD.
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INTERNATIONALE ARBEITSTEILUNG

Im Mittelpunkt der Diskussionen um eine neue in
ternationale Arbeitsteilung steht zumeist die poli
tisch brisante Frage, inwieweit Arbeitsplätze in den 
Industrieländern von einer verstärkten Integration 
der Entwicklungsländer in die Weltwirtschaft be
droht sind. Daß diese Frage in einer Zeit hoher 
und nicht nur konjunkturell bedingter Arbeitslosig
keit besonders dringlich gestellt wird und in einer 
breiten Öffentlichkeit eine starke Resonanz findet, 
kann dabei ebensowenig erstaunen wie die Tat
sache, daß Gewerkschaften und Arbeitgeber — 
ausnahmsweise unisono — zur Dramatisierung 
der entsprechenden Konsequenzen neigen. Es 
wird der Eindruck erweckt, als könne die außen
wirtschaftliche Absicherung gegenüber der Im
portkonkurrenz aus der Dritten Welt einen we
sentlichen Beitrag zur Lösung unseres Beschäf
tigungsproblems leisten. Die zu dieser Frage 
durchgeführten empirischen Studien in verschie
denen Industrieländern können diese Einschät
zung jedoch nicht bestätigen1); sie vermitteln viel
mehr übereinstimmend das folgende Bild:

□  Als Determinanten der gesamtwirtschaftlichen 
Beschäftigung sowie des Strukturwandels haben 
technologisch bedingte Produktivitätssteigerungen 
sowie Änderungen der Konsumgewohnheiten 
einen bedeutend stärkeren Einfluß als der Außen
handel. Dabei ist für den außenwirtschaftlich be
dingten Teil des Strukturwandels der Warenaus
tausch mit Entwicklungsländern von weitaus ge
ringerer Bedeutung als die Handelsbeziehungen 
mit anderen Industriestaaten.

□  Der gesamtwirtschaftliche Beschäftigungsrück
gang aufgrund des expandierenden Industriegü
terhandels m it Entwicklungsländern bewegt sich 
in einer jährlichen Größenordnung von weniger 
als 0,5% der Industriebeschäftigten (unter pessi
mistischen Annahmen). Geht man zudem' von der 
nicht unplausiblen Prämisse aus, daß steigende 
Industriegüterimporte aus Entwicklungsländern in 
gleichem Umfang zu zusätzlichen Exporten füh
ren2), so ergibt sich für die Bundesrepublik, daß 
95%  der durch wachsende Importe frei werden
den Arbeitsplätze durch den Exportzuwachs kom
pensiert werden, so daß lediglich ein jährlicher 
Netto-Freisetzungseffekt von 0,04% der Industrie
beschäftigten verb le ib t3).

□  Nicht unterschätzt werden darf demgegenüber 
der strukturell asymmetrische Charakter der auf

’ ) Vg l. dazu im e inzelnen K. G l a u b i t t  / W.  L ü t k e n h o r s t :  
E lemente e ine r neuen W eltw irtschaftsordnung, a .a .O ., S. 118 ff.
!) Für d ie  jüngste  Entw icklung des W arenaustauschs zwischen der 
B undesrepub lik  und den OPEC-Staaten hat sich d iese Prämisse 
bestä tig t: M it den durch d ie  Verausgabung der P e trodo lla r Indu
zierten Exporten in den OPEC-Raum konnte d ie  B undesrepub lik 
sogar ihre gestiegenen Ö le in fuhren überkom pensieren. V g l. dazu 
W. L ü t k e n h o r s t  / H .  M i n t e :  Problem e des m onetären und 
realen Transfers, in : M. T  i e t  z e I (Hrsg.): D ie E nerg iekrise: Fünf 
Jahre danach, Bonn 1978, S. 55.
3) V g l. D. S c h u m a c h e r :  Beschäftigungsw irkungen von Im
porten aus Entw icklungsländern n icht d ram atis ieren, in : DIW-Wo- 
chenbericht 1/1978, S. 6 ff.

tretenden Beschäftigungseffekte. Dies g ilt glei
chermaßen für die sektorale, regionale und quali
fikationsmäßige Verteilung der Arbeitsplatzgewin
ne und -Verluste, so daß bei einer stärker dis- 
aggregierten Analyse erhebliche Strukturprobleme 
sichtbar werden: So treten beispielsweise die im- 
portbedingten Beschäftigungsverluste zu 73%  in 
Verbrauchsgüterindustrien auf, während der ex
portbedingte Beschäftigungszuwachs sich zu 72% 
auf die Investitionsgüterindustrien beschränkt4).

Anpassungspolitik notwendig

Diese strukturelle Unausgewogenheit der Importe 
aus Entwicklungsländern w irft die Frage auf, in
wieweit das dadurch entstehende Anpassungs
problem wirtschaftspolitiseh abgemildert werden 
kann: Es ist dies das Problem einer adäquaten 
Handelsanpassungspolitik (adjustment policy), 
das bereits auf UNCTAD III einen Kernpunkt der 
Diskussionen bildete und bis heute im wesent
lichen ungelöst geblieben ist. Zu Recht betont das 
UNCTAD-Sekretariat den engen Zusammenhang 
zwischen einer aktiven Handelsanpassungspolitik 
und den Erfolgsaussichten weiterer Liberali
sierungsbemühungen in den Industrieländern: 
Wenn gesamtwirtschaftliche Produktivitätssteige
rungen durch eine Handelsliberalisierung nur auf
grund des (im Einzelfall verständlichen) Protek
tionsdrucks einzelner Branchen nicht realisierbar 
sind, so führen bereits einfache wohlfahrtstheore
tische Überlegungen zu der Lösung, einen Teil 
der potentiellen Wohlfahrtsgewinne zur Kompen
sation der Verluste zu verwenden, die einzelnen 
Sektoren durch den notwendigen Umstrukturie
rungsprozeß entstehen. Niemand kann ernsthaft 
erwarten, daß ein Teil der Arbeitnehmer und Ka
pitaleigner bereit sein wird, die gesamten Anpas
sungslasten notwendiger Umstrukturierungen al
lein zu tragen. Insofern könnte von einer wir
kungsvollen Anpassungspolitik durchaus eine ten
denzielle „Abschwächung“ der Nachfrage nach 
Protektion erwartet werden.

Die Beschränkung einer Handelsanpassungspoli
tik  auf einen Ausschnitt des gesamten Außenhan
dels — den Warenaustausch mit Entwicklungslän
dern -  ist durch die A rt der Spezialisierung zwi
schen Industrie- und Entwicklungsländern ge
rechtfertigt: Zwar ist die weltwirtschaftliche Ar
beitsteilung zwischen beiden Ländergruppen in
zwischen dem Dualismus Rohstoffe-Industriegüter 
entwachsen; innerhalb des Industriegüterhan
dels dominiert jedoch die /nferindustrielle Spezia
lisierung (Austausch der Produkte verschiedener 
Industriesektoren) und nicht — wie im substituti
ven Handel der Industrienationen untereinander 
— der /nfraindustrielle Warenaustausch. Diese

") Berechnet nach H. D i c k e  et a l.: Beschäftigungswirkungen 
e iner verstärkten A rbe its te ilung  zwischen der Bundesrepub lik und 
den E ntw icklungsländern, Tübingen 1976, S. 96.
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Tatsache bedingt, daß eine Intensivierung der 
Austauschbeziehungen zu einem intersektoralen 
Strukturwandel führt, der als solcher sektorintern 
nicht aufgefangen werden kann und die Anpas
sungsflexibilität auch des marktwirtschaftlichen 
Systems überfordern dürfte5).

Niederländisches Modell

Die Bewältigung des induzierten Strukturwandels 
läßt somit eine entwicklungsländerorientierte Han
delsanpassungspolitik sinnvoll erscheinen, wie sie 
bislang lediglich in den Niederlanden (seit 1975) 
praktiziert w ird 6). Diese sieht im Falle bereits ein
getretener oder erwarteter importbedingter Pro
duktions- und Beschäftigungseinbußen folgende 
Instrumente vor:

□  Finanzierung von sektorspezifischen For
schungsvorhaben zur frühzeitigen Identifizierung 
gefährdeter Produktionen,

□  Kreditgarantien, Kredite zu Vorzugsbedingun
gen oder Investitionszulagen für notwendige Um
strukturierungsprogramme sowie Produktionsein
stellungsprämien im Falle nicht mehr wettbe
werbsfähiger Produktionslinien,

□  Weiterbildungs- bzw. Umschulungsbeihilfen für 
Arbeitskräfte, die von geplanten Umstrukturierun
gen oder Stillegungen betroffen sind.

Dabei ist erwähnenswert, daß Produktionsverla
gerungen in Entwicklungsländer aktiv unterstützt 
und solche Produktionsumstellungen besonders 
stark subventioniert werden, die eine vorausseh
bare Verschiebung in der internationalen Arbeits
teilung frühzeitig antizipieren. Auf Details sowie 
erste Erfahrungen mit dem Niederländischen Mo
dell soll hier nicht eingegangen werden. Generell 
ist jedoch zuzugestehen, daß das Konzept einer 
Handelsanpassungspolitik nicht problemlos ist:

Prognoseprobleme

□  Hauptprämisse einer antizipatorischen Anpas
sungspolitik ist die Möglichkeit, die Richtung des 
autonom sich einstellenden Strukturwandels auf 
möglichst stark disaggregiertem Niveau progno
stizieren zu können. Nur wenn im voraus bekannt 
ist, welche Produktionszweige dem' weltw irtschaft
lichen Strukturwandel zum Opfer fallen und wel
che von ihm profitieren werden, können konkrete 
Ansatzpunkte für politische Gestaltungsmaßnah
men identifiziert und Fehlallokationen von Produk
tionsfaktoren vermieden werden. Hinsichtlich der

s) Dam it is t n icht gem eint, daß der notwendige Strukturw andel in 
nerha lb  des m arktw irtschaftlichen Systems n ich t vo llzogen, son
dern daß er zu unzum utbaren sozia len  Anpassungslasten führen 
w ürde.
‘ ) V g l. dazu ausführlich K. G l a u b i t t  / W .  L ü t k e n h o r s t :  
E lem ente e ine r neuen W eltw irtschaftsordnung, a .a .O ., S. 135 ff. 
sow ie  M. D. A l f o r d  : The N etherlands A d jus tm en t P o licy  w ith  
a Developm ent Cooperation D im ension, in : In te reconom lcs, No. 2, 
14. Jg . (1979), S. 71 ff.

Leistungsfähigkeit von Prognosen muß dabei d if
ferenziert werden: Eine Prognose zukünftiger 
Wachstumssektoren und damit aktiv zu fördernder 
Produkte und/oder Produktionstechniken ist nur 
in sehr beschränktem Umfang möglich; daher soll
te dieser Bereich der dezentralen Marktsteuerung 
überlassen b le iben7). f

Auch der in internationalen Querschnittanalysen 
geführte Nachweis von Gleichförmigkeiten in der 
langfristigen Entwicklung nationaler Produktions
strukturen führt nicht weiter. Die daraus abgelei
tete — und ohnehin angreifbare — Theorie der 
Normstruktur8) muß schon deshalb versagen, weil 
die Bundesrepublik inzwischen zu den Ländern 
mit dem höchsten Entwicklungsniveau zählt.

Zuversichtlicher kann man hingegen sein, was die 
Erkenntnislage bezüglich der gefährdeten Sekto
ren anbelangt. Es ist relativ eindeutig prognosti
zierbar, welche Sektoren besonders stark unter 
den Druck von Importen aus Entwicklungsländern 
geraten und ihre internationale Wettbewerbsfähig
keit einbüßen werden. Hierzu stehen zahlreiche 
theoretisch fundierte und empirisch bestätigte In
dikatoren zur Verfügung.

Mobilitätserfordernisse

□  Der reibungslose Ablauf eines Umstrukturie
rungsprogramms setzt ein hohes Maß an Mobilität 
auf seiten der freigesetzten Arbeitskräfte voraus. 
Aufgrund der räumlichen Konzentration importge
fährdeter Branchen ist dabei neben der sektoralen 
vor allem die regionale M obilität angesprochen. 
Gerade letztere ist jedoch -  insbesondere bei 
weiblichen Arbeitskräften, deren Arbeitsplätze von 
der Importkonkurrenz aus Entwicklungsländern 
überproportional stark betroffen sind — erfah
rungsgemäß wesentlich niedriger als die sektorale 
Mobilität, so daß zumindest die Gefahr besteht, 
daß eine konsequente Anpassungspolitik eine 
ohnehin hohe Arbeitslosigkeit in der Übergangs
phase noch ve rs tä rk t9). Dieser ernst zu nehmende 
Einwand macht verständlich, warum- die Konzep
tion einer Handelsanpassungspolitik gerade zu 
Zeiten mäßigen Wirtschaftswachstums und hoher 
Arbeitslosenzahlen bei den politischen Entschei
dungsträgern auf wenig Resonanz stößt. Zugleich 
weist er auf die notwendige Integration einer Han
delsanpassungspolitik in die allgemeine Regional-

’ ) Zu diesem  Punkt herrscht w eitgehende O bereinstim m ung, so
etwa bei H. D i c k e  et a l.: B eschäftigungsw irkungen e iner ver
stärkten A rbe its te ilung , a. a. O., S. 136 sow ie  P. K a i n b a c h :  
Beschäftigungssicherung durch „M ode rn is ie rung  der W irtschaft“ ?,
in: H. M a r k m a n n  /  D . B .  S i m m e r t  (H rsg.): Krise der W irt
schaftspolitik , Köln 1978, S. 391.
') V g l. G. F e l s /  K.-W. S c h a t z  / F .  W o l t e r :  Der Zusammen
hang zwischen P roduktionss truk tu r und Entw icklungsniveau, in: 
W eltw irtschaftliches Archiv, Bd. 106 (1971) S. 240 ff. sowie E. G ö r - 
g e n s : W andlungen d er indus trie llen  P roduktionsstruktur im 
w irtschaftlichen Wachstum, Bern, S tu ttgart 1975, S. 325 ff.
>) Vgl. R. S c h e i d :  The Export Needs of D eveloping Countries 
and the Need fo r Ad justm en t in Industria l C ountries -  A lte rna tives 
of A n tic ipa to ry  S tructure  Adjustm ent, in : H. G i e r s c h  (Hrsg.): 
The In ternational D iv is ion  o f Labour, Tübingen 1974, S. 169.
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Politik hin. Geht man davon aus, daß mobilitäts
steigernde Maßnahmen nur begrenzt erfolgreich 
sein werden, so kommt der Ansiedlung neuer, 
möglichst zukunftsträchtiger Industrien in den be
troffenen strukturschwachen Regionen eine zen
trale Bedeutung zu.

Internationale Koordinierung

□  Obwohl isolierte nationale Ansätze einer Han
delsanpassungspolitik als erster Schritt zu be
grüßen sind, sollten verstärkt Überlegungen hin
sichtlich internationaler Koordinierungsmöglich
keiten angestellt werden. Auf einzelne Industrie
länder beschränkte Lösungsansätze bringen die 
Gefahr handelsumlenkender Effekte m it sich, 
wenn die durch Anpassungsprozesse einzelner 
Branchen entstehenden Marktlücken durch ver
mehrte Importe aus anderen Industrieländern ge
schlossen werden. Die ursprüngliche Intention 
einer auf Entwicklungsländerimporte bezogenen 
Handelsanpassungspolitik wird natürlich zum. Teil 
pervertiert, wenn die Umstrukturierungsprogram
me eines Industrielandes zur Strukturkonservie
rung in anderen Ländern beitragen.

Wie schon diese kurze Diskussion zeigt, sind mit 
dem Konzept einer Handelsanpassungspolitik 
eine Reihe Probleme verbunden, die bei entspre
chenden Ansätzen zu berücksichtigen sind. Diese 
Schwierigkeiten sollten jedoch nicht zur generellen 
Diskreditierung des Konzepts führen. Eine Politik 
der Handelsliberalisierung als conditio sine qua 
non einer glaubwürdigen Verhandlungsposition 
der Industriestaaten ist sozialpolitisch nicht ohne 
den Rückgriff auf Anpassungshilfen vertretbar. 
Diese sollten aber nicht einem Ad-hoc-lnterven-

tionismus unterliegen, sondern in ein konsistentes 
System einer Anpassungspolitik integriert sein; 
die wenig attraktive Alternative dazu lautet 
schlicht: Fortführung des Protektionismus.

Über die Kosten entsprechender Anpassungspro
gramme sind bislang kaum eingehende Analysen 
durchgeführt worden, wie überhaupt ein erheb
liches Forschungsdefizit zurrr Problem einer 
außenhandelsorientierten Strukturpolitik zu ver
zeichnen ist. Die wenigen vorliegenden Untersu
chungen haben jedoch ergeben, daß der anpas
sungsbedingte Finanzierungsbedarf weniger als 
0,5% des Staatshaushalts der Industrieländer 
ausmacht und im Falle der Bundesrepublik jährlich 
nicht einmal 10%  der Subventionen erreichen 
würde, die alleine dem Steinkohlenbergbau ge
währt w erden10).

Revision der GATT-Schutzklausel

Kristallisationspunkt internationaler Diskussionen 
über handelspolitische Fragen sind die gegenwär
tigen Verhandlungen im Rahmen der Tokio-Runde, 
deren Beginn in das Jahr 1973 zurückdatiert1'). 
Nach wie vor kontrovers wird dort das Problem 
der Revision des Art. 19 des GATT-Statuts disku
tiert, der importierenden Ländern die Möglichkeit 
einräumt, Maßnahmen zum Schutz heimischer In
dustrien zu ergreifen (sogenannte Schutzklausel), 
wenn „inländischen Erzeugern ernsthafter Scha
den zugefügt wird oder zugefügt zu werden 
droht“ . Die damit verbundenen Probleme hängen

’ •) Vgl. K. G l a u b i t t / W .  L ü t k e n h o r s t :  E lemente einer 
neuen W eltw irtschaftsordnung, a. a. O., S. 156 f.
" )  Vgl. dazu a llgem ein  W. von D e w i t z :  Die m u ltila te ra len  Han
delsverhandlungen, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 58. Jg. (1978), H. 10,
S. 510 ff.

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HWWA-INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG-HAMBURG

NEUERSCHEINUNG

Mathias Lefeldt

ANALYSEKONZEPTE FÜR DEN A U SSEN HAN DEL
Die modellmäßige Erfassung der Kausalzusammenhänge im Außenhan
delsbereich ist Gegenstand der vorliegenden Untersuchung. Einbezogen 
werden Ansätze, die sich mittels eines empirischen Modells der Erklärung 
des Güterhandelsniveaus eines Landes und dessen mittel- bis lang
fristiger Entwicklung widmen. Ferner wird nach Global- und Bilateral
modellen unterschieden. In detaillierter Form werden der Theoriebezug 
der Modelle überprüft, die logischen und theoretisch ableitbaren Bezie
hungen einzelner Modellansätze mit unterschiedlichen Erklärungszielen 
analysiert und schließlich alternative Modellformulierungen diskutiert.

Großoktav, 330 Seiten, 1978, Preis brosch. DM 44,— ISBN 3-87895-176-0
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eng mit der Existenz oder Nichtexistenz konkreter 
nationaler Anpassungsprogramme zusammen. Die 
jetzige, an den Prinzipien der Meistbegünstigung 
und der Reziprozität orientierte Ausgestaltung des 
Art. 19 ist von Tumlir m it dem mittlerweile be
rühmten Diktum gekennzeichnet worden, sie sei 
gleichzeitig „too exacting and too lenient“ 13): zu 
strikt, da das betreffende Land mit Gegenmaß
nahmen aller Handelspartner (innerhalb von drei 
Monaten) rechnen muß, zu lasch, da die Schutz
maßnahmen keiner eindeutigen zeitlichen Begren
zung unterliegen und die Protektion daher oft 
permanenten Charakter angenommen hat. Die 
aufgrund der Anwendung des Meistbegünsti
gungsprinzips hohe Gefahr von Gegenmaßnah
men hat denn in letzter Zeit auch dazu geführt, 
daß Schutzmaßnahmen nach Art. 19 nur noch sel
ten zur Anwendung kommen und sich statt des
sen der Protektionismus außerhalb des GATT- 
Systems ausbreitet. Als Indiz hierfür genügt der 
Hinweis auf die wachsende Anzahl und Bedeu
tung sogenannter fre iw illiger Selbstbeschrän
kungsabkommen und anderer marktregulierender 
„Übereinkünfte“ , die sich jeder wirksamen Kon
tro lle  entziehen und keinem anderen Gesetz ge
horchen als dem der Verhandlungsstärke.

Oberstes Ziel einer Modifizierung von Art. 19 muß 
daher sein, eine Reintegration von Schutzmaßnah
men in das GATT zu erreichen. Dazu scheint es 
im Sinne der obigen Argumentation erforderlich, 
das Prinzip der Meistbegünstigung zugunsten 
selektiver Schutzklauseln aufzugeben. Ein ent
sprechender Vorschlag — der im Rahmen des 
GATT einem Sakrileg gleichkommt —, ist von der 
EG seit langem verfochten worden, fand aber erst 
Ende 1978 auch die Zustimmung der USA und 
stößt bis heute auf harten Widerstand seitens der 
Entwicklungsländer. Diese hatten noch auf 
UNCTAD IV gefordert, generell von der Anwen
dung von Schutzklauseln ausgenommen zu wer
den, und sie befürchten nun von einer selektiven 
Handhabung eine besonders starke Benachteili
gung, da die Industrieländer von ihnen keine wirk
samen Retorsionsmaßnahmen zu erwarten haben. 
Demgegenüber erschiene es jedoch gerade für 
die Entwicklungsländer erfolgversprechender, die 
Rolle des GATT als „W elthandelskontrolleur“ zu 
stärken. Dazu wäre allerdings eine grundlegende 
Revision der jetzigen Schutzklauseln erforderlich, 
und zwar unter der generellen Leitlinie, daß das 
Prinzip der Selektivität nur akzeptiert werden 
kann, wenn es durch eine multilaterale Kontrolle 
der Schutzmaßnahmen ergänzt w ird u ).

” ) J. T u m l i r :  Em ergency P ro tection  against Sharp Increases 
in Im ports, in : H. C o r  b e t  /R .  J a c k s o n  (Hrsg.): In Search of 
a New W orld  Econom ic Order, London 1974, S. 262.
’ *) Solange d ie  E rfü llung d iese r Bedingung n icht gewährle istet ist, 
b le ib t d ie  Abwehrreaktion  der Entw icklungsländer verständlich, 
zum al d ie  se lektive  Schutzklausel u rsprüng lich  nur von Frankreich 
und G roßbritannien — w ohl kaum m it B lickrich tung auf weitere 
H ande ls libe ra lis ie rungen  — propag ie rt wurde.

Konkret sind an eine neue selektive Schutzklausel 
die folgenden Anforderungen zu ste llen15):

□  Operationalisierung des Anwendungskriteri
ums („ernsthafter Schaden“ ) zur Vermeidung 
einer willkürlichen Handhabung,

□  zeitliche Begrenzung der Schutzmaßnahmen, 
gekoppelt mit einer degressiven Schutzwirkung,

□  Einsatz eines auf die gefährdeten Sektoren 
ausgerichteten Anpassungsprogramms als Prä
misse von Schutzmaßnahmen.

Ein Recht auf Retorsionsmaßnahmen dürfte den 
Handelspartnern dann nur noch für den Fall zu
stehen, daß das zu Schutzklauseln greifende Land 
den akzeptierten Verhaltenskodex verletzt. Außer
dem wäre sicherzustellen, daß die Schutzklausel 
nicht mehrmals für den gleichen Sektor in An
spruch genommen werden kann, jedenfalls nicht 
innerhalb einer bestimmten Zeitspanne. Eine der
artige Ausgestaltung des Art. 19 könnte maßgeb
lich zu einer erhöhten „A ttraktiv itä t“ von Schutz
maßnahmen innerhalb  des GATT beitragen.

Solange das Ideal einer völligen Abschaffung der 
Schutzklauseln via Anpassungspolitik nicht reali
sierbar erscheint -  und davon ist zunächst aus
zugehen - ,  wäre so zumindest sichergestellt, daß 
der Schutzklauselmechanismus nicht protektions
fördernd wirkt, sondern mit einem wirksamen und 
zeitlich begrenzten Anpassungsprogramm verbun
den wird.

Marginale Entwicklungseffekte

Abschließend sind einige einschränkende Bemer
kungen hinsichtlich der positiven Entwicklungs
effekte von Handelserleichterungen vonnöten. So 
begrüßenswert eine stärkere Öffnung der Indu
strieländermärkte für die Exportprodukte der Ent
wicklungsländer auch ist, so darf doch nicht der 
Eindruck entstehen, als sei eine weitere Handels
liberalisierung ein Allheilm ittel der Entwicklungs
förderung. Dafür ist sowohl die quantitative Di
mension der induzierten Zusatzexporte zu gering 
als auch deren Verteilung zu asymmetrisch: So 
werden z. B. die positiven Beschäftigungseffekte 
in Entwicklungsländern, die aus einer 50% igen 
Zollsenkung, der Beseitigung aller nicht-tarifären 
Handelshemmnisse und der Einführung des allge
meinen Präferenzsystems (GSP) in den Industrie
ländern resultieren, auf maximal 10 Mill. neuer 
Arbeitsplätze geschätzt16), womit lediglich ein 
Bruchteil der bestehenden Unterbeschäftigung in 
der Dritten Welt beseitigt würde.
15) Vgl. J. T u m l i r :  Emergency Pro tection  . . a. a. O., S. 269 ff. 
sowie H. C o r b e t :  Industria l Ta riffs  and Econom ic Spheres of 
Influence, In : H. C o r b e t  / R .  J a c k s o n  (Hrsg.): In Search of 
a New W orld  Econom ic Order, a. a. O., S. 175.
u ) Vgl. UNCTAD: Background Study on the Im pact on Em ploym ent 
of In ternational P o licy  Measures in the Fleld of Trade and Devel
opment, UNCTAD Research D ivis ion , Research M emorandum No. 
56, 29. A p ril 1976, Tab. 5.
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Tabelle 2
Exportzuwachs1) in ausgewählten EntwicklungS' 

ländern unter der Annahme einer 60 %igen  
Zollsenkung der Industrieländer

(Basis 1974)

Land
A bso lu te r Exportzuwachs 

(in 1000 $)

A n te il am Exportzuwachs 
a lle r Entw icklungsländer 

(in %)

H ongkong 360 964 14,4
Taiwan 259 957 10,4
Mexiko 160 504 6,4
Südkorea 105 233 4,2
B rasilien 95 148 3,8
P h ilipp inen 77 460 3,1
Indien 58 558 2,3
A rgen tin ien 47 935 1,9

Summe der 8 
exportstärksten
Entw icklungsländer 1 165 759 46,5

A lle
E n tw ick lungs länder1) 2 501 600 100,0

1) Ohne E rdöl und Textilien . J) Bezogen auf 89 nicht-europäische 
E ntw icklungsländer.
Q u e l l e :  E igene Berechnungen nach W. R. C I i n e et a l.: Trade 
N egotia tions in the  Tokyo-Round. A  Q uantita tive Assessment, 
W ashington 1978, Tab. 7 -1  u. Tab. 7 -3 .

Nach einer neueren Untersuchung konzentriert 
sich der durch eine 60% ige Zollsenkung der In
dustrieländer entstehende Exportzuwachs (ohne 
Erdöl und Textilien) zu knapp 50%  auf nur acht 
exportstarke Entwicklungsländer (vgl. Tabelle 2). 
Eine Einbeziehung der Textilexporte in diese Ana
lyse trüge erheblich zu einer weiteren Erhöhung 
der Exportkonzentration bei, da allein« Hongkong 
(35% ), Taiwan (23% ) und Südkorea (17% ) drei 
Viertel aller zusätzlichen Textilexporte erw irt
schaften würden. Nach diesen Angaben kann es 
nicht mehr verwundern, daß die Zusatzexporte 
aufgrund der Einführung des GSP in den USA zu 
61 % in den Entwicklungsländern Asiens und Oze
aniens, jedoch nur zu 0 ,5%  (!) in den Entwick
lungsländern Afrikas entstehen17). Auf den Kern 
gebracht: von Liberalisierungsmaßnahmen im Be
reich des Industriegüterhandels profitiert nur eine 
Handvoll von Schwellenländern mit der entspre
chenden Exportkapazität, während die Wachs
tumseffekte für die Mehrzahl der Entwicklungslän
der, namentlich die LLDCs, nur marginal sein 
können.

Grenzen exportorientierter Strategien

Damit ste llt sich ganz allgemein die Frage nach 
den Grenzen exportorientierter Entwicklungsstra
tegien, die nach dem Scheitern von Importsubsti
tutionskonzepten erneut — und weithin undiffe
renziert — als entwicklungspolitisches Erfolgs
rezept gepriesen werden. In der Tat sind ja  die 
Erfolge einiger, insbesondere südostasiatischer

1?) Berechnet nach R. E. B a l d w i n / R .  M u r r a y :  MTN Tariff 
R eductions and LDC Beneiits under the  GSP, in : E conom ic Jour
nal, Vol. 87 (1977), S. 39.

Länder beeindruckend; gleichzeitig sind sie je
doch nicht generalisierbar. Man stelle sich vor: 
Indien könnte nur dann das gleiche Pro-Kopf-Vo- 
lumen an Industriegüterexporten erreichen wie 
Hongkong, wenn seine Exporte höher wären als 
der gesamte l/l/e/ihandel mit Industriegütern, eine 
in der Tat utopische Größenordnung. Eine Politik, 
die einseitig auf Exporte als Entwicklungsmotor 
setzt, ist mithin an ganz spezifische Prämissen 
gebunden, zu denen nicht zuletzt das Binnen
marktvolumen des betreffenden Landes zählt. In 
vielen Fällen kann in erster Linie nur eine Stra
tegie der Binnenmarktentwicklung gewährleisten, 
daß die exorbitanten Unterbeschäftigungsraten in 
Entwicklungsländern nachhaltig reduziert werden.

Diese Empfehlung ist keinesfalls gleichbedeutend 
mit einer generellen Abwertung der Exportproduk
tion; nur ist m ittlerweile der Hinweis angebracht, 
daß ihr kein Eigenwert, sondern lediglich ein in- 
strumenteller Wert zukommt und daß daher „any 
trade strategy should be clearly subordinated  to 
a new development strategy“ 1S).

Auch auf UNCTAD V wird man wohl wieder die 
traditionelle Rollenverteilung der bisherigen Welt
handelskonferenzen beobachten können: Die Ent
wicklungsländer stellen Forderungen, und die In
dustrieländer stehen unter einem Rechtfertigungs
zwang für das Nichteingehen auf eben diese For
derungen. So werden die Industrieländer erneut 
zu begründen haben, mit welchem Recht sie sich 
nach wie vor einer aktiven Liberalisierungspolitik 
und als Voraussetzung dafür einer wirksamen 
Handelsanpassungspolitik widersetzen. Gleichzei
tig müssen sich aber die Entwicklungsländer nach 
der Glaubwürdigkeit ihrer Position befragen las
sen, solange sie es im nationalen Rahmen ver
säumen, eine Politik der sinnvollen Einbettung 
der Exportproduktion in übergeordnete gesamt
wirtschaftliche Entwicklungserfordernisse zu ver
folgen. Hierzu zählt insbesondere auch eine Poli
tik, die ausländische Direktinvestitionen weder 
durch überstürzte Nationalisierungsprogramme 
abschreckt noch sie unter allen Bedingungen -  
selbst bei minimalen oder sogar negativen Ent
wicklungseffekten — fördert.

UNCTAD V ste llt demnach eine Herausforderung 
an Industrie- und an Entwicklungsländer dar: 
Während die Industrieländer endlich von bloß ver
balen Bekräftigungen zur tatsächlichen Realisie
rung von Handelserleichterungen übergehen müß
ten, g ilt es für die Entwicklungsländer zu erken
nen, daß ihre verstärkte Integration in die inter
nationale Arbeitsteilung kein Ersatz, sondern nur 
eine Ergänzung nationaler Entwicklungsanstren
gungen sein kann.

'•) M. U l H a q  : Developlng Country A lte rna tives, in : H. H u g h e s  
(Hrsg.): Prospects fo r  Partnership, B a ltim ore  1973, S. 136 (Hervor
hebung h inzugefügt).
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